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Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 

Antrag 
der Abgeordneten Steffen Tippach, Heinrich Graf von Einsiedel, Andrea Gysi, 
Hanns-Peter Hartmann, Dr. Willibald Jacob, Manfred Müller (Berlin), Gerhard 
Zwerenz, Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der PDS 

Zivile und nichtmilitärische Konfliktbearbeitung und Friedenssicherung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Frieden unter Verwendung nichtmilitärischer Mittel zu be-
wahren, ist ein ethisches Gebot der menschlichen Zivilisation, 
das nicht aufgegeben werden darf. 

- Zivile Konfliktbearbeitung ist ein Gebot des Völkerrechts, 
verankert in der Charta der Vereinten Nationen. Mit der 
„Agenda für den Frieden" der VN von 1992 wurde die 
Entwicklung und Anwendung wirksamer Instrumente 
friedlicher Streitbeilegung, Entwicklung und Anwendung 
wirksamer Instrumente friedlicher Streitbeilegung, Ge-
waltverhinderung und Gewalteindämmung sowie der zivi-
len Konfliktbearbeitung nachdrücklich gefordert. 

- Ein erweitertes Sicherheitsverständnis umfaßt ökonomische 
Sicherheit, soziale Gerechtigkeit, Entwicklungschancen, 
Ausmerzung von Armut und Ausgrenzung, friedliche Bei-
legung von Konflikten. So verstandene Sicherheitspolitik 
verlangt nach anderen Methoden als dem Einsatz militäri-
scher Macht, der nicht geeignet ist, Konflikte dauerhaft zu 
lösen. 

- Zivile Konfliktbearbeitung stellt nicht eine unter verschie-
denen Möglichkeiten des Herangehens dar. Sie ist auch 
keine militärische Einsätze begleitende oder ergänzende 
Maßnahme. Zivile Konfliktbearbeitung ist heute ein kate-
gorischer Imperativ auf allen außen- und innenpolitischen 
Handlungsfeldern. 

2. Zivile Konfliktbearbeitung ist die Alternative zu militärischen 
Optionen, die von staatlichen wie gesellschaftlichen Akteuren 
als Chance genutzt werden muß. 

- Der Wegfall der Systemkonkurrenz und des damit verbun-
denen Blockdenkens erhöht die Möglichkeit friedlicher 
Konfliktlösung. 
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- Zivile sicherheitsbindende Strukturen der VN, der OSZE 
und anderer regionaler Organisationen sind vorhanden, 
müssen genutzt und weiterentwickelt werden. 

- Nichtregierungsorganisationen sind vielfach erfolgreich 
bei der Gewaltprävention, Konfliktbewältigung und Ent-
wicklungshilfe tätig. Der Anspruch der Zivilgesellschaft auf 
Mitwirkung und Mitentscheidung bei der „Zivilisierung" 
der internationalen Beziehungen muß eingelöst werden. 
Das Zusammenspiel der internationalen Gesellschaftswelt, 
wie es z. B. bei den Langzeitmissionen der OSZE oder der 
OSZE-Wahlbeobachtung praktiziert wird, muß gefördert 
werden. 

- Gewaltprävention ist die kostengünstigste Form der Kon-
fliktbearbeitung. 

- Konzepte aus der Friedens- und Konfliktforschung müssen 
Eingang in die Politik finden. 

3. Eine zivil und nichtmilitärisch geprägte Außen- und Sicher-
heitspolitik der Bundesrepublik Deutschland erfordert insbe-
sondere: 

- einen wesentlich höheren Einsatz des ökonomischen, wis-
senschaftlich-technischen und geistigen Potentials des 
Landes, 

- der besonderen deutschen Friedenspflicht zu entsprechen, 

- eigene beispielgebende Beiträge zur Rüstungsbegrenzung 
und Abrüstung zu leisten, 

- ein Verbot des militärischen Einsatzes deutscher Soldaten 
im Ausland, 

- ein besonderes Engagement für kooperative, nichtmilitäri-
sche Sicherheitssysteme und die Stärkung des internatio-
nalen Rechts. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. ein Konzept für zivile Konfliktbearbeitung und Sicherheits-
bildung unter maßgeblicher Mitwirkung von Nichtregie-
rungsorganisationen und der Friedensforschung auszuarbei-
ten und öffentlich zur Diskussion zu stellen 

Schwerpunkte sollen sein: 

- eine Umorientierung der Politik auf den absoluten Vorrang 
von ziviler nichtmilitärischer Konfliktvorbeugung und zivi-
ler Sicherheitsbildung, die Beseitigung von Konfliktursa-
chen, die Gewährleistung von Menschen- und Minderhei-
tenrechten, die Entmilitarisierung und „Zivilisierung" der 
internationalen Beziehungen; 

- die Kooperation der Staats- und Gesellschaftsebene in der 
zivilen Konfliktbearbeitung bei voller Wahrung der Selb-
ständigkeit und Unabhängigkeit der Nichtregierungsorga-
nisationen; 
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- die Berücksichtigung der Vorschläge zur weiteren Gestal-
tung ziviler Konfliktbearbeitung aus dem Kreis der Nicht-
regierungsorganisationen und der Friedens- und Konflikt-
forschung; 

- die Absicherung effektiver ziviler Konfliktbearbeitung in 
allen Phasen des Entstehens und des Verlaufes von Kon-
flikten (Gewaltprävention als vorrangige Form der Kon-
fliktbearbeitung; Konfliktmanagement und Konflikttrans-
formation; Konfliktlösung und Friedenskonsolidierung); 

- die Schaffung einer Infrastruktur ziviler Konfliktbearbei-
tung bis hin zur Ausbildung und zum Training von Frie-
dens- und Konfliktbearbeitungsfachkräften; 

- die Ausschöpfung national und international vorhandener 
Mittel ziviler Konfliktbearbeitung (humanitäre Hilfe; Ver-
mittlung; Schiedsverfahren; Durchsetzung von Embargo-
maßnahmen bei Existenzsicherung der Zivilbevölkerung; 
Sanktionen bis hin zu Herbeiführung der Kriegsunfähig-
keit der streitenden Parteien); 

- die Weiterentwicklung und Schaffung neuer Mittel friedli-
cher Streitbeilegung (bez. der Früherkennung und 
Frühwarnung, Meditation; der Wahlorganisation und 
Wahlbeobachtung; der Kompetenzen von Organen der 
Streitbeilegung; des Einsatzes internationaler Polizeikräfte 
der VN bzw. der OSZE; Stärkung der internationalen 
Schiedsgerichtsbarkeit; Schaffung positiver Anreize - öko-
nomischer, finanzieller, sozialer Art - für gewaltfreie Kon-
fliktlösungen; Einrichtung nationaler und internationaler 
Hilfs- und Unterstützungsfonds; kooperative Gestaltung 
internationaler Hilfe). 

2. die Umsetzung des Konzepts finanziell, personell und wis-
senschaftlich zu ermöglichen 

Dazu gehören: 

- die Einrichtung eines Haushaltstitels „Nichtmilitärische 
Konfliktbewältigung" beim Auswärtigen Amt in Höhe von 
zunächst 20 Mio. DM, danach die Umwidmung von jähr-
lich 10 % der für die Verteidigung vorgesehenen Mittel für 
diesen Haushaltstitel; 

- der Verzicht auf jegliche Kürzung im Haushalt des Bundes-
ministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung und die Erhöhung der Mittel für eine der 
Gewaltprävention dienende Entwicklungspolitik; 

- die Aufstockung der Mittel für humanitäre Hilfsmaßnah-
men und der finanziellen Beiträge für die Flüchtlingsarbeit; 

- die Umwidmung des Beitrages für die Westeuropäische 
Union für die zivile Konfliktbewältigung der OSZE; 

- die Erhöhung des Mitteleinsatzes für humanitäres Minen-
räumen durch die Umwidmung der Mittel, die vom Bun- 
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desministerium der Verteidigung für die Erforschung, Ent-
wicklung und Beschaffung von Minen ausgegeben werden 
sollen; 

- die Schaffung einer Ausbildungsstätte für Fachkräfte 
ziviler Konfliktbearbeitung (Friedensfachdienst) bzw. ent-
sprechend geförderten Ausbildung an Universitäten und 
Instituten; 

- die Finanzierung von ausreichenden Stellen bei staatlichen 
Einrichtungen und gesellschaftlichen Organisationen; 

- die Förderung der Friedens- und Konfliktforschung durch 
einen entsprechenden Haushaltstitel beim Auswärtigen 
Amt; 

- Förderung von Projekten aus Mitteln des Bundesministeri-
ums für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technolo-
gie, die sich der Friedensforschung und der friedlichen 
Konfliktbearbeitung zuwenden; 

- die Förderung von Bestrebungen, Studiengänge zur „fried-
lichen Konfliktbearbeitung" an den Universitäten einzu-
richten; 

- die Förderung der Friedenserziehung in den Schulen. 

3. zivile Konfliktbearbeitung durch entwicklungspolitische und 
wirtschaftliche Zusammenarbeit zu betreiben 

Dazu gehören: 

- eine Neuorientierung der Entwicklungszusammenarbeit, 
die auf die Unterstützung bei der Erschließung der inneren 
Potentiale der Entwicklungsländer, auf Hilfe zur Selbsthil-
fe, auf die Förderung der regionalen Zusammenarbeit so-
wie nachhaltige und am Menschen orientierte Entwicklung 
gerichtet ist; 

- die Einbeziehung gewaltpräventiver Maßnahmen (wie För-
derung regionaler Sicherheitsstrukturen, Unterbindung 
des Waffenhandels, Verzicht auf militärische Ausbildungs- 
und Ausstattungshilfe, Minenbeseitigung, Abrüstungs-
maßnahmen, Reintegration von Flüchtlingen, Stärkung zi-
vilgesellschaftlicher Strukturen und Organisationen u. a.); 

- die Entschuldung der Entwicklungsländer durch Strei-
chungen seitens der Bundesrepublik Deutschland und Ini-
tiativen für multilaterale Entschuldungsregelungen in den 
Gläubigergremien; 

- die Nutzung der Möglichkeiten der Bundesrepublik 
Deutschland in den internationalen Finanzgremien wie 
Weltbank und Internationaler Währungsfonds, um deren 
Entwicklungspolitik an den Kriterien der Armutsbekämp-
fung, der Menschenwürde, der Entschärfung von Krisen-
regionen und der Friedenskonsolidierung auszurichten; 
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- die Fortführung der mit dem Lomé-Abkommen vorhande-
nen positiven Ansätze im Rahmen der EU-Entwicklungs-
politik; 

- die Einlösung der internationalen Verpflichtung 0,7 % des 
Bruttosozialproduktes für die öffentliche Entwicklungsar-
beit zur Verfügung zu stellen; 

Bezüglich der mittel- und osteuropäischen Länder setzt sich die 
Bundesregierung dafür ein, 

- sie auf gleichberechtigter Basis und unter Berücksichti-
gung ihrer ökonomischen und sozialen Bedingungen in die 
EU aufzunehmen; 

- ihre wirtschaftliche Kooperation untereinander zu fördern; 

- einen gesamteuropäischen Wirtschaftsraum, beginnend 
mit einer gesamteuropäischen Freihandelszone unter 
Einschluß der Russischen Föderation, zu schaffen, dessen 
Träger OSZE, EU und Economic Commission for Europe 
sein könnten; 

- die wirtschaftliche Dimension der OSZE zu stärken durch 
Langzeit- und Schwerpunktmissionen zur Entwicklung der 
Wirtschaft weniger entwickelter Staaten oder Krisenregio- 

 nen; den Einsatz eines Hochkommissars für wi rtschaftliche 
und ökologische Angelegenheiten und die Aufwertung des 
OSZE-Wirtschaftsforums. 

4. Rüstungsbegrenzung und Abrüstung als zentralen Bestandteil 
ziviler Konfliktbearbeitung voranzutreiben 

Insbesondere geht es darum:

--  den konventionellen Abrüstungsprozeß in Europa auf der 
Basis der quantitativen und qualitativen Weiterführung des 
KSE-Vertrages fortzusetzen; konventionelle Rüstungen 
und Streitkräfte auf dem jetzigen Stand sofort einzufrieren, 
für ein Modernisierungsmoratorium und unilaterale Abrü-
stungen bei Großgerät der NATO-Staaten einzutreten; 

- qualitative Rüstungsbegrenzung unter Einbeziehung der 
Seestreitkräfte und seegestützten Luftstreitkräfte zu errei-
chen; 

- in der Bundesrepublik Deutschland selbst den Abbau mi-
litärischer Mittel durch die Verringerung der Großwaffen-
bestände um ein Drittel, den Verzicht auf die Neubeschaf-
fung militärischen Großgerätes (besonders des Eurofighters), 
die Auflösung der Krisenreaktionskräfte und Spezialkom-
mandos, die drastische Absenkung des Rüstungshaushalts 
und die Reduzierung der Bundeswehr auf zunächst unter 
200 000 zu betreiben; 

- jeglichen Waffenhandel in der Bundesrepublik Deutschland 
strikt zu verbieten und zu unterbinden; das Eintauschen 
oder den Ankauf von Waffen der Konfliktparteien zum Ge- 
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genstand von Konfliktbereinigung und Friedenskonsoli-
dierung zu machen; 

- über das Verbot von Antipersonenminen hinaus für die 
Ächtung der gesamten Waffenart einzutreten, in der Bun-
desrepublik Deutschland sofort die Entwicklung und Be-
schaffung neuer Minentypen einzustellen, humanitäres 
Minenräumen zu einem Schwerpunkt der Konfliktbereini-
gung und Friedenskonsolidierung zu machen; 

- jeglichen Rüstungsexport, einschließlich der Dual-use-Gü-
ter, Waffen-, Militär- und Ausstattungshilfe in Krisen- und 
Konfliktregionen, strikt zu unterbinden und unter Strafe zu 
stellen; darüber hinaus den völligen Ausstieg aus dem 
Rüstungsexport in Verbindung mit der Konversion von 
Rüstungsindustrie konsequent in die Wege zu leiten; 

- regionalen Rüstungsbegrenzungs- und Abrüstungsverein-
barungen und ihrer konsequenten Durchsetzung größeres 
Gewicht zu verleihen; 

- die Abrüstungshilfe und Unterstützung bei der Konversi-
on, insbesondere für Staaten und Konfliktparteien in Kri-
senregionen, zum Gegenstand der zivilen Sicherheitsbil-
dung durch VN und OSZE und ihrer Mitgliedstaaten zu 

machen; 

5. zur Stärkung der internationalen Rechtsordnung für die 
Durchsetzung von Gewaltprävention und friedliche Streit-
beilegung beizutragen 

Dringliche Initiativen sind: 

- der Aufbau einer obligatorischen internationalen Recht-
sprechung auf der Basis der internationalen Konventionen; 

- die Stärkung des Internationalen Gerichtshofes (IGH), An-
erkennung seiner Zuständigkeit und des obligatorischen 
Status seiner Entscheidungen, Einführung des Klagerechts 
von Nichtregierungsorganisationen; 

- die vorbehaltlose Unterstellung der Bundesrepublik 
Deutschland unter die Jurisdiktion des IGH; 

- die Nutzung und Weiterentwicklung des Vergleichs- und 
Schiedsgerichtshofes der OSZE; 

- die Schaffung eines wirksamen Minderheitenschutz-
systems bei den VN und/oder der OSZE; 

- die Schaffung eines Menschenrechtsgerichtshofes bei den 
VN mit Klagerecht für natürliche und juristische Personen. 
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6. im Rahmen der VN, der OSZE und der GASP in Richtung der 
vorstehend beschriebenen Stärkung der nichtmilitärischen 
Konfliktbearbeitung Initiativen zu ergreifen 

Dazu gehören: 

- die Stärkung der Kapazitäten vorbeugender Diplomatie, für 
Früherkennung, Frühwarnung und vor allem schnelles 
Handeln beim Generalsekretär der VN und für die Tätig-
keit und Entscheidungen des Sicherheitsrates; 

- die Schaffung eines geordneten Sanktionsregimes der VN, 
das sich von den Prinzipien Verhältnismäßigkeit, Erfolgs-
chancen, Zielgruppen und humanitäre Rücksichten leiten 
läßt; 

- Fonds für wirtschaftliche, soziale und humanitäre Anreize 
zur friedlichen Streitbeilegung; 

- Mittel und Mechanismen für Demokratisierungshilfe in 
Staat und Gesellschaft; 

- Stärkung der Kompetenzen der Entwicklungsinstitutionen 
und der Einrichtungen der VN zum Schutz der Menschen-
rechte; 

- Entwicklung der multilateralen zivilen Friedensdienste 
(VN-Zivilkorps); 

- die Einrichtung von der VN und der OSZE zugeordneten 
Friedens- und Konfliktforschungszentren; 

- Stärkung der Regeln, Mechanismen und Institutionen der 
OSZE zur Gewaltprävention, des Krisenmanagements und 
der friedlichen Beilegung von Streitigkeiten, nach dem 
Prinzip OSZE first; 

- Ausbau der Kompetenzen, Aufgaben und Kapazitäten des 
OSZE-Konfliktverhütungszentrums (Conflict Prevention 
Centre) und des Forums für Sicherheitskooperation; 

- Stärkung des OSZE-Regimes des Schutzes der Menschen-
und Minderheitenrechte und Einbindung in das Netzwerk 
der OSZE-Mechanismen der zivilen Konfliktbearbeitung; 

- im Rahmen der GASP zur zivilen Gestaltung der interna-
tionalen Beziehungen beizutragen und auf jegliche Milita-
risierung der EU zu verzichten, eine Politik der Gewalt-
prävention zu betreiben und Konflikte ausschließlich mit 
zivilen Mitteln zu bearbeiten und dazu die politischen, wirt-
schaftlichen, wissenschaftlich-technischen und finanziel-
len Mittel der EU auszuschöpfen. 

7. die Rolle von Nichtregierungsorganisationen bei der zivilen 
Konfliktbearbeitung zu verstärken 

So insbesondere: 

- die Arbeit der Nichtregierungsorganisationen und Bewe-
gungen in allen Bereichen zu fördern und eine enge Zu-
sammenarbeit auf allen staatlichen Ebenen sicherzustellen; 
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- dem Deutschen Bundestag ein Rahmengesetz vorzulegen, 
das unter Einbeziehung von Vertretern der Nichtregie-
rungsorganisationen auf die Regelung und die Stärkung 
der politischen, rechtlichen, infrastrukturellen, personellen 
und finanziellen Grundlagen der Tätigkeit ziviler gesell-
schaftlicher Gruppen auf dem Gebiet ziviler Konfliktbear-
beitung im Inland wie im Ausland gerichtet ist; 

- in ihrer VN-Arbeit auf ein intensiveres Zusammenwirken 
von VN-Gremien und Organisationen mit den Nichtregie-
rungsorganisationen hinzuarbeiten; 

- bei der OSZE für die Erweiterung der Mitwirkungsrechte 
der Nichtregierungsorganisationen, die Bildung eines Ge-
waltpräventionsforums gesellschaftlicher Organisationen 
sowie einer Clearingstelle für die Unterstützung von Lang-
zeitmissionen der OSZE zu erwirken; 

- die Vorschläge aus den Reihen der Nichtregierungs-
organisationen für die Ausarbeitung eines Code of Contact 
ihrer Tätigkeit bei der friedlichen Konfliktbearbeitung zu 
unterstützen. 

8. einen zivilen Friedensdienst ins Leben zu rufen 

Dazu ist erforderlich: 

- aufbauend auf den Vorschlägen der bisherigen Träger-
Organisationen für einen zivilen Friedensdienst eine ge-
setzliche Regelung (vgl. auch Punkt 7) zu schaffen, die den 
Friedensdienstorganisationen und den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern einen Status sui gene ris einräumt (An-
erkennung des Gemeinwohlcharakters, rechtlicher, ar-
beitsrechtlicher und versicherungsrechtlicher Schutz ent-
sprechend der besonderen Bedingungen, verbesserte 
materielle Unterstützung); 

- das vom Land Nordrhein-Westfalen unterstützte Modell-
projekt Ziviler Friedensdienst zu verallgemeinern und auf 
Bundesebene zu ähnlichen und größeren Projekten über-
zugehen; 

- schnellstens die gesetzliche Regelung über Status, Träger-
schaft und Finanzierung des Zivilen Friedensdienstes der 
Bundesrepublik Deutschland in Zusammenarbeit mit den 
Initiatoren des Projektes und weiteren kompetenten Nicht-
regierungsorganisationen zu schaffen. 

Bonn, den 13. Januar 1998 

Steffen Tippach 
Heinrich Graf von Einsiedel 
Andrea Gysi 
Hanns-Peter Hartmann 

Dr. Willibald Jacob 
Manfred Müller (Berlin) 
Gerhard Zwerenz 
Dr. Gregor Gysi und Gruppe 
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Begründung 

Die Welt ist nach 1990 nicht friedlicher geworden. Aus der Ost-
West-Konfrontation resultierende, eigentlich überkommene Risi-
ken wirken durch die nach wie vor überdimensionale Rüstung fo rt . 

Neue Risiken sind aus der Eskalation ökonomischer, sozialer, 
ethno-politischer Konflikte innerhalb der Staaten und Gesell-
schaften erwachsen. In der Regel werden solche Konflikte, wenn 
sie denn überhaupt wahrgenommen werden, sich selbst überlas-
sen, jedenfalls solange die Interessen der führenden Staaten der 
Welt nicht berührt werden. Wenn es zu internationalem Engage-
ment kommt, stehen nicht ökonomische, politische, soziale und an-
dere Mittel bei der Konfliktbewältigung im Vordergrund, sondern 
militärische Lösungsversuche und militärische Interventionen. Sie 
werden als wirksames und unverzichtbares Mittel der Politik an-
gesehen. Die mächtigen Staaten dieser Welt, insbesondere die 
NATO-Mitgliedstaaten, halten ein gewaltiges und teures Militär-
potential vor und berauben die VN in wachsendem Maße ihrer 
friedenspolitischen Funktionen. Zugleich und als Folge dessen 
bleiben Instrumente für friedliche, nichtmilitärische zivile Kon-
fliktvorbeugung und -bearbeitung außerhalb der realen politi-
schen Handlungsebene. Sie werden bestenfalls als komplementär 
zu Militäreinsätzen oder als Nachsorgemaßnahmen betrachtet. So 
setzt auch die Bundesregierung bei der internationalen Konflikt-
bearbeitung nahezu ausschließlich auf militärische Mittel. Die 
rechtliche, finanzielle, materielle und personelle Befähigung der 
Bundeswehr zu internationalen Einsätzen ist ihre Hauptantwort 
auf die Herausforderungen internationaler Konfliktbewältigung. 
Für die führenden westlichen Industriestaaten heißt Konfliktbe-
wältigung in erster Linie Ausbau, Aufrüstung und Einsatz ihrer 
Militärbündnisse. Diese Entwicklung macht national wie interna-
tional größere Anstrengungen für die zivile Konfliktbearbeitung 
notwendig. 








